
An diesen Vergnügungen nahmen auch Schüler der Be
zirksparteischule der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch
lands in B. teil. Im Verlauf des Abends fanden sich sämt
liche Angeklagte an einem Tisch zusammen. Sie vergnüg
ten sich beim Tanz bzw. an der Bar. Jeder von ihnen 
trank etwa 10 bis 12 Glas Bier und einige Schnäpse.

Gegen Mitternacht begann der Angeklagte T., sich gegen
über anderen Gästen flegelhaft zu benehmen. So äußerte 
er gegenüber dem Angeklagten K., dieser möge ruhig sein, 
sonst würde jeder Dresche bekommen. Am Tische der 
Angeklagten fielen solche Worte wie: „Die Parteibonzen 
sind auch wieder da.“ Diese Worte haben nur einige der 
Angeklagten vernommen, es war jedoch nicht festzustellen, 
wer sie gebraucht hat.

Gegen 2 Uhr des 18. Februar 1958 begaben sich die An
geklagten T. und K. an die Garderobe, wo sich der Ange
klagte T. gegenüber Angehörigen der Parteischule rüpel
haft benahm. Er wurde deswegen von einem der dabei
stehenden Genossen zurechtgewiesen. Daraufhin - wurde 
der Angeklagte T. ausfällig und drohte den Parteischülern: 
„Wenn Ihr den Arsch voll haben wollt, müßt Ihr mit nach 
draußen kommen.“ Er beschimpfte die Genossen als „Par
teibonzen“, die sich auf Kosten der Arbeiter ernährten, und 
nannte sie „faule Schweine“. Die Parteischüler entfernten 
sich jedoch, ohne sich mit T. in weitere Auseinander
setzungen einzulassen.

Als sich der Angeklagte T. vor das Lokal begab, fing 
er mit dem Zeugen S., gleichfalls ein Angehöriger der 
Parteischule, Streit an, wobei er erneut gegen die Partei
schüler ausfällig wurde und schließlich dem Zeugen S. an 
die Krawatte griff. Dieser wehrte den Angeklagten durch 
einen Faustschlag ab. Es kam zu einer Schlägerei zwischen 
beiden. Der Angeklagte brachte den Zeugen S. zu Fall 
und schlug auf den am Boden liegenden Zeugen mit den 
Fäusten ein. Inzwischen waren auch alle anderen Mit
angeklagten hinzugekommen, desgleichen auch weitere 
Angehörige der Parteischule, ohne jedoch zunächst in den 
Streit einzugreifen. Erst als der Zeuge S. zu Fall gekom
men war und von T. weiter geschlagen wurde, griffen 
einige Parteischüler ein, versetzten T. einen Schlag und 
zogen ihn vom Zeugen S. fort. Daraufhin stürzten sich die 
Angeklagten E. und K., denen die übrigen Angeklagten 
folgten, auf alle Angehörigen der Parteischule, selbst auf 
solche, die anfänglich nicht anwesend gewesen waren, und 
schlugen wahllos auf sie ein. So wurde der Zeuge R. — 
ein Angehöriger der Parteischule — von der Gruppe der 
Angeklagten mit den Worten empfangen: „Da kommt der 
Zweistöckige, der ist auch von da oben, den schlagen wir 
auch zusammen.“ Der Rufer konnte nicht identifiziert 
werden. Die Angeklagten F., Z. und T. erklärten, diese 
Worte nicht gehört zu haben. Durch den Überfall wurde 
der Zeuge S. erheblich verletzt und mußte zur stationären 
Behandlung in ein Krankenhaus gebracht werden. Ihm 
wurden die Nieren abgeschlagen. Andere Parteischüler 
trugen Schlag- und Kratzwunden im Gesicht davon. Nach 
der Schlägerei brüsteten sich die Angeklagten T. und F. 
damit, wie sehr sie zugeschlagen hätten.

Auf Grund dieses Sachverhaltes verurteilte das Bezirks
gericht die Angeklagten wegen Landfriedensbruches.

Gegen dieses Urteil haben der Staatsanwalt Protest und 
der Angeklagte T. Berufung eingelegt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Protest ist im vollen Umfang begründet, während 

dem Vorbringen der Berufung nur teilweise stattgege
ben werden konnte.

Das Vorbringen der Berufung, daß die Hauptverhand- 
lumg nicht den Beweis erbracht habe, wer die bewußten 
hetzerischen Äußerungen getan hat, ist nicht begrün
det. Aus dem Protokoll über die Hauptverhandlung 
geht hervor, daß der Angeklagte K. derartige Aus
sprüche von T. gehört hat. Das gesamte Protokoll ist 
aber nicht exakt genug. Es gibt nicht klar wieder, 
welche Aussagen der Angeklagten aus dem Ermitt
lungsverfahren zum Gegenstand der Verhandlung ge
macht und welche konkreten Phagen an die Angeklag
ten gerichtet worden sind sowie welche Stellung die 
Angeklagten in der Haupt Verhandlung zu den Vor
haltungen des Gerichts bezogen haben. Dagegen ergibt 
Sich aus dem Urteil, daß sich das Bezirksgericht weit
gehend auf die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens 
gestützt hat. Ein solches Vorgehen ist rechtlich zulässig, 
darf aber nur geschehen, wenn die betreffenden Ergeb
nisse auf Beschluß des Gerichts zum Gegenstand der 
Beweisaufnahme gemacht werden und das Gericht be
gründet, warum es sich auf die früheren Aussagen 
stützt <§§ 207, 209 StPO). Aus dem Protokoll ist jedoch 
nicht ersichtlich, ob frühere Aussagen der Angeklagten 
ihnen nur vorgehalten oder zum Zwecke des Beweises 
verlesen worden sind.

Zu Recht rügt die Berufung, daß nicht bewiesen wor
den ist, welche Schädigung der Zeuge S. erlitten hat. 
Die Feststellung im Urteil, daß dem Zeugen S. die 
Nieren abgeschlagen worden sind, wird vom Ergebnis 
der Beweisaufnahme nicht getragen. Insofern liegt eine 
Verletzung des § 200 Abs. 1 und § 220 Abs. 1 StPO vor. 
Über die Schwere der Verletzung des Zeugen S. und im 
Zusammenhang damit über den Urheber der Ver
letzung hätte das Bezirksgericht Beweis erheben müs
sen. Im übrigen ergibt sich die Verantwortlichkeit des 
Angeklagten T. — die im Verhältnis zu den übrigen 
Angeklagten eine strengere Bestrafung erfordert — 
nicht vorrangig aus der Verursachung der eventuellen 
schweren Verletzung des Zeugen S., vielmehr aus 
seinem gesamten Verhalten während des ganzen 
Abends und der Vorgänge vor dem Lokal.

Dem Protest ist darin zuzustimmen, daß die Ange
klagten durch ihren gemeinschaftlichen Überfall auf 
die Angehörigen der Parteischule nicht den Tatbestand 
des Landfriedensbruchs nach § 125 Abs. 1 und 2 StGB 
erfüllt, sondern staatsgefährdende Hetze gern. § 19 
Abs. 1 Ziff. 2 und Abs. 3 StEG begangen haben. Die 
unrichtige Rechtsansicht des Bezirksgerichts resultiert 
u. a. aus einer Verkennung des Verhältnisses von § 125 
StGB zu § 19 StEG.

§ 19 StEG ist ein Strafgesetz, das insbesondere die 
politisch-ideologischen Grundlagen der Arbeiter-und 
Bauem-Macht in der Deutschen Demokratischen Repu
blik vor staatsgefährdender Zersetzungstätigkeit zu 
schützen hat. Eine wesentliche Grundlage der Herr
schaft der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten ist 
die Ausübung der führenden Rolle der Partei der Arbei
terklasse auf allen Gebieten des staatlichen und gesell
schaftlichen Lebens. Ohne die führende Rolle der revo
lutionären Arbeiterpartei ist eine Herrschaft der Arbei
ter und Bauern undenkbar. Die Sozialistische Einheits
partei Deutschlands als Vorhut der Arbeiterklasse führt 
die Volksmassen in ihrem Kampf um die Erhaltung 
des Friedens, die friedliche und demokratische Wieder
vereinigung Deutschlands und den beschleunigten Auf
bau des Sozialismus. Sie ist dabei vom Vertrauen der 
Volksmassen getragen und kann ihre verantwortungs
volle nationale Aufgabe nur erfüllen, wenn dieses Ver
trauen erhalten und gefestigt wird. Um die führende 
Rolle der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands im 
System der Diktatur des Proletariats in der Deutschen 
Demokratischen Republik zu sichern, den Marxismus- 
Leninismus zur festen theoretischen Basis des Handelns 
der gesamten Partei zu machen und der sozialistischen 
Ideologie zum vollen Siege zu verhelfen, hat die Sozia
listische Einheitspartei Deutschlands ein System des 
Studiums des Marxismus-Leninismus, das von der 
Durchführung von Zirkeln bis zur Einrichtung von 
Parteischulen reicht, geschaffen. Deshalb ist eine Be
zirksparteischule der lebendige Ausdruck dieser poli
tisch-ideologischen Rolle der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands. Gegen die führende Rolle der Ar
beiterpartei richtet sich der Kampf der Klassengegner, 
die durch unterirdische Wühltätigkeit und ideologische 
Zersetzungsarbeit den Sturz der Arbeiter-und-Bauem- 
Macht herbeiführen wollen. Jeder Angriff auf Angehö
rige einer Parteischule der Sozialistischen Einheitspar
tei Deutschlands als solche richtet sich notwendiger
weise gegen die politisch-ideologischen Grundlagen der 
Arbeiter-und-Bauem-Macht, ist geeignet, das Ver
trauensverhältnis zwischen dem werktätigen Volk und 
der Partei der Arbeiterklasse zu zersetzen, die politisch- 
ideologische Autorität der Partei herabzumindern und 
die führende Rolle der Partei auf politisch-ideologi
schem Gebiet zu schädigen.

Ein derartiger Angriff lag im gegebenen Fall vor. Aus 
den Reihen der Angeklagten, die als eine geschlossene 
Gruppe auftraten und daher insgesamt verantworten 
müssen, was auch nur einer aus dieser Gruppe getan 
hat, stammen die in der Hauptverhandlung festgestell
ten hetzerischen Äußerungen. Wie die Beweisaufnahme 
vor dem Bezirksgericht ergeben hat, wurden von den 
Angeklagten ausschließlich Angehörige der Partei
schule tätlich angegriffen. Die Äußerungen gegen die 
Partei und Parteischule sowie der Überfall zunächst 
auf einen und später auf alle anwesenden bzw. hinzu
gekommenen Angehörigen der Parteischule geschah 
nicht aus persönlicher Verärgerung über bestimmte 
einzelne Personen und deren Verhalten, sondern aus
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